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Ambulanter Pflegedienst: Voraussetzungen für eine Gewerbesteuerbefreiung

Wenn man selbständig ist, gibt es zwei Möglichkeiten: Entweder man erzielt Einkünfte aus selbstän-
diger Tätigkeit oder aus Gewerbebetrieb. Entscheidender Unterschied zwischen beiden Varianten ist 
die Tatsache, dass auf Einkünfte aus Gewerbebetrieb auch noch Gewerbesteuer gezahlt werden 
muss. Aber auch wenn man einen Gewerbebetrieb hat, kann es Ausnahmen von der Gewerbesteuer 
geben. So sind Pflegeheime unter bestimmten Voraussetzungen von der Gewerbesteuer befreit. 
Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz (FG) musste entscheiden, ob diese Regelung auch für ambulante 
Pflegedienste gilt.
Der Kläger betrieb einen ambulanten Pflegedienst und erzielte damit Einkünfte aus Gewerbebe-
trieb. Er erklärte einen positiven Gewerbeertrag und begehrte die Gewerbesteuerbefreiung. Die 
Pflegekosten für die betreuten Personen seien unter Berücksichtigung der Zahlungen der Beihilfe in 
mehr als 40 % der Fälle von Sozialversicherungsträgern übernommen worden (Voraussetzung für 
die Gewerbesteuerbefreiung). Das Finanzamt gewährte jedoch keine Steuerbefreiung. Nach seiner 
Ansicht wurden die Pflegekosten nicht in mindestens 40 % der Fälle von den Sozialversicherungsträ-
gern übernommen.
Die Klage vor dem FG war erfolgreich. Die Voraussetzungen für die Gewerbesteuerbefreiung lagen 
dem Gericht zufolge bei der ambulanten Pflegeeinrichtung des Klägers vor. Auch seien im Streitjahr 
in mindestens 40 % der Fälle die Pflegekosten von den gesetzlichen Trägern der Sozialversicherung 
oder Sozialhilfe getragen worden. Bei der Ermittlung dieses Prozentsatzes seien auch die Fälle zu 
berücksichtigen, bei denen die Kosten nicht vollständig, sondern nur überwiegend übernommen 
wurden.
Zudem sei auch allein die Kostenübernahme durch die Sozialversicherungsträger in 39,51 % der 
Fälle kaufmännisch auf 40 % aufzurunden, denn im Gesetz finde sich keine spezifische Rundungsre-
gelung. Somit seien die Voraussetzungen der Gewerbesteuerfreiheit erfüllt.

Hinweis: Die Steuerbefreiung soll zu einer Kostenentlastung bei den entsprechenden Einrichtungen 
führen und als "Verschonungssubvention" mittelbar auch einen Anreiz für die Vornahme von Investi-
tionen in diesem Bereich schaffen.
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Sichergestellte Festplatte: Finanzamt darf ungefilterte Daten der Staatsanwaltschaft nicht ver- 
werten

In Zeiten, in denen die Kommunikation innerhalb von Unternehmen weitestgehend digital stattfin-
det, sind Festplatten ein wahrer Datenschatz, für den sich auch das Finanzamt interessiert. Ein neuer 
Fall des Bundesfinanzhofs (BFH) zeigt aber, dass die Daten im Besteuerungsverfahren einem 
Verwertungsverbot unterliegen können, wenn die jeweilige Festplatte in einem Ermittlungsverfah-
ren außerhalb von Steuerstraftraten sichergestellt worden ist und von der Staatsanwaltschaft unge-
filtert übersandt wird.
Im zugrunde liegenden Fall ging es um einen Unternehmenskomplex, in den eine Kapitalgesellschaft 
nach zypriotischem Recht eingebunden war. Das Finanzamt (FA) beschäftigte sich im Rahmen einer 
bei der deutschen Anteilseigner-Gesellschaft stattfindenden Außenprüfung mit der Frage, ob die 
geschäftliche Leitung der zypriotischen Gesellschaft faktisch von Deutschland aus erfolgt war, so 
dass hierzulande eine unbeschränkte Steuerpflicht bestand. Der Prüfer richtete ein Amtshilfeersu-
chen an die Staatsanwaltschaft, die gegen die Akteure bereits Ermittlungsverfahren wegen Verge-
hen nach dem Gesetz über den Wertpapierhandel führte.
Die Staatsanwaltschaft übersandte dem Prüfer eine im Ermittlungsverfahren sichergestellte Fest-
platte mit dem gespeicherten E-Mail-Verkehr der beteiligten Akteure; sie hatte die Daten vorher 
jedoch nicht nach relevanten Informationen gefiltert. Das FA leitete aus den Daten schließlich her, 
dass der zypriotische Geschäftsführer im Tagesgeschäft keine maßgebliche Rolle gespielt hatte und 
die Geschäfte faktisch von Deutschland aus geleitet worden waren.
Der BFH entschied nun, dass die Daten der sichergestellten Festplatte im Besteuerungsverfahren 
einem Verwertungsverbot unterlagen. Zwar hatte die Staatsanwaltschaft die Festplatte auf Grundla-
ge eines richterlichen Durchsuchungsbeschlusses rechtmäßig in Besitz genommen, einer Auswer-
tung durch das FA stand jedoch entgegen, dass die Staatsanwaltschaft die Daten vor der Übersen-
dung nicht durchgesehen hatte und somit nicht die für die strafrechtliche Ermittlung irrelevanten 
Daten herausgefiltert hatte. Die Durchsicht von Papieren und elektronischen Speichermedien 
obliegt nach der Strafprozessordnung der Staatsanwaltschaft und bezweckt, dass nur verfahrensre-
levante Informationen für eine vertiefte Analyse greifbar bleiben.
Eine übermäßige Datenerhebung soll vermieden werden. Die Übersendung der Festplatte ohne 
vorherige Filterung durch die Staatsanwaltschaft stellte nach Auffassung des BFH einen unverhält-
nismäßigen Grundrechtseingriff dar und führte zu einem qualifizierten materiell-rechtlichen Verwer-
tungsverbot.

Hinweis: Der Grundrechtsschutz hinderte das FA somit daran, die Daten der Festplatte im Besteue-
rungsverfahren zugrunde zu legen. Ob auch ohne die Daten von einer unbeschränkten Steuerpflicht 
in Deutschland ausgegangen werden kann, muss das vorinstanzliche Finanzgericht nun in einem 
zweiten Rechtsgang klären.
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Fehler in finanzgerichtlichen Entscheidungen: Bei greifbarer Gesetzeswidrigkeit ist die Revision 
zuzulassen

Wer in einem Rechtsstreit vor dem Finanzgericht (FG) unterliegt, hat häufig die Möglichkeit, sich
mit einer Revision an den Bundesfinanzhof (BFH) zu wenden. Nach der Finanzgerichtsordnung muss 
eine Revision u.a. zugelassen werden, wenn sie der Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung 
dient. Dies ist bspw. der Fall, wenn das Finanzgericht in seiner Entscheidung eine offensichtlich 
entscheidende Vorschrift außer Acht gelassen hat. Ein neuer Fall des BFH zeigt, wie eine solche 
greifbare Gesetzeswidrigkeit aussehen kann.
Vorliegend hatten zusammen veranlagte Eheleute gegen die Festsetzung eines Verspätungszu-
schlags geklagt. Das Niedersächsische FG hatte die Klage abgewiesen, sich aber nicht mit den 
Vorschriften der Abgabenordnung befasst, die für die Zuschlagsfestsetzung gegenüber mehreren 
Personen gelten.
Auf die Beschwerde der Eheleute hin ließ der BFH nun die Revision zur Sicherung einer einheitli-
chen Rechtsprechung zu. Die Bundesrichter sahen in der finanzgerichtlichen Entscheidung eine 
greifbare Gesetzeswidrigkeit. Da das FG die Vorschriften zur Zuschlagsfestsetzung gegenüber meh-
reren Personen komplett ausgeblendet hatte, obwohl diese im Fall der klagenden Eheleute entschei-
dungserheblich waren, litt das FG-Urteil an einem qualifizierten Rechtsfehler, der im allgemeinen 
Interesse einer Korrektur durch das Revisionsgericht bedarf. Das Urteil war in einem solchen Maße 
fehlerhaft, dass das Vertrauen in die Rechtsprechung nur durch eine höchstrichterliche Korrektur 
wiederhergestellt werden kann.
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Vertretungszwang: Sozialrichter kann sich nicht selbst vor dem BFH vertreten

Während Steuerzahler einen Rechtsstreit vor den Finanzgerichten noch selbst führen dürfen, 
müssen sie sich vor dem Bundesfinanzhof (BFH) zwingend durch einen Prozessbevollmächtigten 
wie bspw. einen Steuerberater, Wirtschaftsprüfer oder Rechtsanwalt vertreten lassen, denn hier gilt 
der sog. Vertretungszwang.
Hinweis: Diese Regelung aus der Finanzgerichtsordnung soll sicherstellen, dass Rechtsbehelfe und 
Rechtsmittel vor dem BFH nur von Fachleuten eingelegt werden, die in der Lage sind, die Prozesssi-
tuation richtig einzuschätzen und das Verfahren sachgerecht zu führen. So soll zum einen das 
Gericht vor einer Flut unnötiger Prozesse geschützt und zum anderen auch der rechtssuchende 
Steuerzahler abgesichert werden, indem ihm fach- und sachkundige Vertreter zur Seite gestellt 
werden.
Nach einem neuen Beschluss des BFH gilt der Vertretungszwang vor dem BFH auch für einen akti-
ven Richter, der in eigener Sache vor dem BFH prozessiert. Geklagt hatte ein aktiver Sozialrichter, 
der sich selbst vertreten wollte. Der BFH erklärte jedoch, dass der Schutz des rechtssuchenden 
Steuerzahlers unterlaufen würfen, wenn bereits eine nachgewiesene juristische Ausbildung den 
Vertretungszwang aushebelt. Aktive oder pensionierte Richter dürfen daher nicht als Vertreter zuge-
lassen werden. Der Vertretungszwang verletzt nach Gerichtsmeinung auch nicht die verfassungs-
rechtlich garantierte Rechtsschutzgarantie, denn die Anrufung des BFH wird durch den Zwang nicht 
unzumutbar erschwert.
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Aktuelle Steuerschätzung: Prognostizierte Einnahmen des Staats schrumpfen

Im Mai 2025 hat die 168. Sitzung des Arbeitskreises Steuerschätzungen stattgefunden. Dieser 
Arbeitskreis ist ein unabhängiger Beirat des Bundesministeriums der Finanzen, der zweimal im Jahr 
zusammentritt. Das Expertengremium kam zu dem Ergebnis, dass die erwarteten Steuereinnahmen 
insgesamt niedriger ausfallen als noch in der Steuerschätzung aus Oktober 2024 prognostiziert.
Die Steuereinnahmen für Bund, Länder und Kommunen entwickeln sich unter Berücksichtigung der 
bis Mai 2025 in Kraft getretenen Steuererleichterungen mit einem Volumen von 979,7 Mrd. EUR in 
diesem Jahr etwas schwächer als in der Oktober-Schätzung erwartet - über den gesamten Schätz-
zeitraum bis 2029 liegen die Steuereinnahmen im Vergleich zur Schätzung im Oktober 2024 durch-
schnittlich jährlich um rund 16 Mrd. EUR niedriger, davon ist mit Mindereinnahmen von durch-
schnittlich 7 Mrd. EUR für den Bund zu rechnen.
Gegenüber der Oktober-Schätzung ergeben sich diese Mindereinnahmen jedoch insbesondere 
durch die Berücksichtigung der seit der letzten Schätzung in Kraft getretenen Steuererleichterun-
gen, maßgeblich zur Abfederung der kalten Progression. In den Planungen für den Haushalt sind 
diese absehbaren Veränderungen bereits berücksichtigt. Für die Haushaltsaufstellung ergeben sich 
somit keine Änderungen.
Hinweis: Der Steuerschätzung lagen die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der Frühjahrsprojektion 
2025 der Bundesregierung zugrunde. Neben bereits bestehenden konjunkturellen und strukturellen 
Belastungen haben die internationalen Handelskonflikte und die US-Zollpolitik die wirtschaftspoliti-
sche Unsicherheit weltweit erheblich erhöht.
Die damit verbundene Abschwächung der Weltwirtschaft trifft auch die deutschen Unternehmen. 
Das Bruttoinlandsprodukt dürfte daher laut Frühjahrsprojektion der Bundesregierung in diesem Jahr 
in realer Rechnung stagnieren (+ 0,0 %). 2026 wird wieder mit einem preisbereinigten Zuwachs der 
Wirtschaftsleistung gerechnet (+ 1,0 %). Diese Steigerung wird u.a. durch die Impulse aus dem Son-
dervermögen Infrastruktur erwartet.
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Familiengenossenschaft: Private Ausgaben sind steuerlich kritisch zu betrachten

In jüngster Zeit werden zunehmend sogenannte Familiengenossenschaften gegründet. Diese beste-
hen im Kern aus Angehörigen einer Familie und sind dadurch gekennzeichnet, dass sie umfangreiche 
Aufwendungen tätigen, die der privaten Lebensführung ihrer Mitglieder zugerechnet werden 
können. Dazu zählen beispielsweise Kosten für Fahrzeuge, Urlaubsreisen, Freizeitaktivitäten, maß-
geschneiderte Kleidung, Haustiere oder Bauvorhaben wie Garagen, Saunen oder Swimmingpools 
auf den Grundstücken der Mitglieder.
Die Mitglieder (und Steuerpflichtigen) dieser Familiengenossenschaften vertreten gemeinhin die 
Ansicht, dass solche Aufwendungen zulässig und als Betriebsausgaben abzugsfähig seien. Sie stüt-
zen dies auf § 1 Abs. 1 Genossenschaftsgesetz, wonach die Genossenschaft den Erwerb oder die 
Wirtschaft ihrer Mitglieder oder deren soziale und kulturelle Belange fördern soll. Daraus folgern sie 
auch eine volle Abzugsfähigkeit der Vorsteuer.
Das Bayerische Landesamt für Steuern (BayLfSt) gibt hierzu eine differenzierte Stellungnahme ab. 
Im Folgenden wird lediglich die umsatzsteuerliche Behandlung betrachtet. Die Beurteilung des 
Vorsteuerabzugs von Familiengenossenschaften erfolgt ausschließlich auf Grundlage umsatzsteuer-
licher Prinzipien, wobei maßgeblich ist, ob die Aufwendungen für unternehmerische oder für unter-
nehmensfremde Tätigkeiten verwendet werden.
Ein Vorsteuerabzug ist nur für Leistungen zulässig, die für ein Unternehmen und dessen unterneh-
merische Tätigkeit eingesetzt werden. Aufwendungen, die der privaten Förderung der Mitglieder 
dienen, sind dem unternehmensfremden Bereich zuzuordnen und schließen folglich einen Vorsteu-
erabzug aus. Dabei ist es unerheblich, wie der Unternehmensgegenstand in der Satzung definiert ist 
oder wie das genossenschaftsrechtliche Verständnis der wirtschaftlichen Tätigkeit ausgestaltet ist.

Hinweis: Das BayLfSt bewertet Aufwendungen von Familiengenossenschaften, die der privaten 
Lebensführung der Mitglieder dienen, aus steuerlicher Sicht kritisch. Umsatzsteuerlich ist ein 
Vorsteuerabzug für diese Aufwendungen ausgeschlossen, da sie dem unternehmensfremden 
Bereich zuzurechnen sind.
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Fristversäumnis: Grundsätze für die Berechnung von Verspätungszuschlägen

Das Steuerrecht gibt bestimmte einzuhaltende Fristen vor, sei es für Steuerklärungen oder auch 
Voranmeldungen. Werden diese überschritten, kann das Finanzamt Verspätungszuschläge festset-
zen. Damit soll dem Steuerpflichtigen ein Fristversäumnis "schmerzhafter" gemacht und er zur 
Einhaltung der Frist beim nächsten Mal angeleitet werden. Aber wie berechnet sich eigentlich dieser 
Verspätungszuschlag? Macht es einen Unterschied, ob man die jährliche Umsatzsteuererklärung 
oder die monatliche/quartalsweise Umsatzsteuer-Voranmeldung zu spät abgibt? Das Finanzgericht 
Köln (FG) musste im Streitfall entscheiden, ob das Finanzamt die Höhe des Verspätungszuschlags 
richtig ermittelt hatte.
Die Klägerin im Besprechungsfall betreibt ein Handelsunternehmen. Sie war in den Jahren 2018 und 
2019 zur monatlichen Abgabe von Umsatzsteuer-Voranmeldungen verpflichtet. Die zunächst 
bestehende Dauerfristverlängerung für die Abgabe wurde auf Antrag der Klägerin zum 08.04.2019 
beendet. Die Umsatzsteuer-Voranmeldung für Juli 2019 reichte sie erst am 10.09.2019 beim 
Finanzamt ein. Da sie bereits vorher Voranmeldungen verspätet abgegeben hatte, setzte das Finanz-
amt einen Verspätungszuschlag für Juli 2019 fest. Die Klägerin legte gegen die Höhe des Zuschlags 
Einspruch ein.
Die Klage vor dem FG war nicht erfolgreich. Die Festsetzung eines Verspätungszuschlags richtet
sich nach dem Gesetz. Die Umsatzsteuer-Voranmeldung ist monatlich oder vierteljährlich abzuge-
ben und bezieht sich nicht auf ein Kalenderjahr. Die Klägerin kam ihrer Pflicht zur Abgabe der Voran-
meldung für Juli 2019 nicht fristgerecht nach. Sie hat auch keine Entschuldigungsgründe vorgetra-
gen. Die Höhe des Verspätungszuschlags bemisst sich nach dem Gesetz. Maßgebend sind Dauer 
und Häufigkeit der Fristüberschreitung sowie die Höhe der Steuer. Das Finanzamt hat das ihm dabei 
eingeräumte Ermessen nach Ansicht des Gerichts fehlerfrei ausgeübt. Somit ist die Höhe nicht zu 
beanstanden.
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Ein gar nicht so feiner Unterschied: Zur Höhe von Aussetzungszinsen bzw. Nachzahlungszinsen

Schulden Sie dem Finanzamt Geld, müssen Sie nach einer bestimmten Zeit Zinsen auf diesen Geld-
betrag zahlen. Dabei macht es einen großen Unterschied, ob Sie selbst die Aussetzung der Zahlung 
beantragt haben oder sich die Nachzahlung erst später ergibt. So hat der Bundesfinanzhof (BFH) im 
Jahr 2024 entschieden, dass ein Zinssatz von 0,5 % pro Monat für die Aussetzung eines Geldbetrags 
unproblematisch ist (dort ging es um den Zeitraum vom 01.01.2019 bis 15.04.2021). Für Nachzah-
lungszinsen war in dem Zeitraum nur ein Zinssatz von 0,15 % zu veranschlagen. Das Finanzgericht 
Köln (FG) musste kürzlich entscheiden, ob diese unterschiedlichen Zinssätze gerechtfertigt sind.
Das Finanzamt setzte gegenüber den Antragstellern Aussetzungszinsen für die Monate Februar 
2023 bis November 2024 fest und legte hierbei einen monatlichen Zinssatz von 0,5 % zugrunde. 
Die Antragsteller legten Einspruch ein und beantragten, die Zinsen in Höhe von 0,35 % (Differenz-
betrag zwischen 0,5 % und 0,15 %) von der Vollziehung auszusetzen. Sie begründeten dies - unter 
Berufung auf den BFH-Beschluss aus dem Jahr 2024 - mit ernstlichen Zweifeln an der unterschied-
lichen Verzinsung von Aussetzungs- und Nachzahlungszinsen.
Das Finanzamt lehnte den Antrag ab und verwies darauf, dass sich der BFH-Beschluss nur auf 
Zinsen für den Zeitraum vom 01.01.2019 bis 15.04.2021 beziehe. Auch gebe es spätestens seit 
dem 01.01.2023 keine Niedrigzinsphase mehr.
Die Klage vor dem FG war erfolgreich. Die Antragsteller müssen die geforderten weiteren Zinsen 
vorläufig nicht zahlen. Das FG hat schon deshalb hinreichende Zweifel an der Höhe der angefochte-
nen Zinsen, da der BFH eine von der Ansicht der Finanzverwaltung abweichende Auffassung 
vertritt. Nicht nur eine anhaltende Niedrigzinsphase habe laut BFH Zweifel an der Höhe des Zins-
satzes für Aussetzungszinsen begründet, vielmehr habe der BFH auch die unterschiedliche Höhe 
der Zinssätze ab 2019 beanstandet. Daher sind nach Auffassung des Gerichts ernstliche Zweifel 
angebracht, wenn über die Höhe der Aussetzungszinsen gestritten wird.

Hinweis: Das Finanzamt hatte die Möglichkeit, gegen die Entscheidung Beschwerde einzulegen, 
nahm diese jedoch nicht wahr.
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Behinderten-Pauschbetrag: Auch Menschen mit Pflegegrad 4 oder 5 profitieren

Eine Behinderung bringt im Alltag häufig erhöhte Kosten mit sich. Um Betroffene steuerlich zu 
entlasten, gewährt der Fiskus ihnen einen Behinderten-Pauschbetrag. Seit 2021 kann dieser Pau-
schbetrag bereits ab einem Grad der Behinderung (GdB) von 20 bei der Einkommensteuerveranla-
gung beansprucht werden. Es gilt folgende Staffelung:

GdB
20
von 25 und 30
von 35 und 40
von 45 und 50
von 55 und 60
von 65 und 70
von 75 und 80
von 85 und 90
von 95 und 100
Blinde, taubblinde und hilflose behinderte Personen

Wer als pflegebedürftige Person unter schwerster Beeinträchtigung der Selbstständigkeit leidet und 
in die Pflegegrade 4 oder 5 eingestuft ist, wird einer hilflosen Person mit dem Merkzeichen "H" 
gleichgestellt und kann daher ebenfalls jährlich 7.400 EUR als Pauschbetrag geltend machen - und 
zwar ohne einen Grad der Behinderung feststellen lassen zu müssen. Hierfür benötigen die Betrof-
fenen den Bescheid der Pflegekasse, in dem die Einstufung in den Pflegegrad 4 oder 5 dokumentiert 
ist. Sie müssen keine Feststellung einer Behinderung mit dem Merkzeichen "H" beantragen.

Hinweis: Wer den Behinderten-Pauschbetrag geltend machen möchte, muss zwingend eine 
Einkommensteuererklärung für das entsprechende Jahr beim Finanzamt abgeben und die Anlage 
"Außergewöhnliche Belastungen" ausfüllen. Auch wenn ein entsprechender GdB oder Pflegegrad 
erst Mitte oder Ende eines Jahres festgestellt wird, gewährt das Finanzamt den Pauschbetrag in 
voller Höhe für das gesamte Jahr.
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Pauschbetrag in EUR
384
620
860
1.140
1.440
1.780
2.120
2.460
2.840
7.400



Achtung, Trickbetrug! Gefälschte Steuerpost fordert zu Zahlungen auf

Wer einen Brief vom Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) in seinem Briefkasten vorfindet, vermutet 
erst einmal einen behördlichen Hintergrund. Bei ihnen ist momentan allerdings erhöhte Vorsicht 
geboten, denn Betrüger versenden verstärkt Schreiben im Namen des BZSt, in denen sie zu Steuer-
zahlungen aufgrund der verspäteten Abgabe der Steuererklärung 2023 auffordern.
Die gefälschte Post sieht auf den ersten Blick täuschend echt aus. Bei genauerer Betrachtung fallen 
jedoch einige Ungereimtheiten auf: Entscheidende Angaben sind in der Regel falsch oder fehlen 
ganz (z.B. die Steuernummer oder Identifikationsnummer). Auch die Datierung ist mitunter 
unschlüssig. Auf der ersten Seite wird behauptet, das Finanzamt habe das BZSt beauftragt, diesen 
Fall zu übernehmen. Weiterhin wird vorgetäuscht, die Steuererklärung für das Jahr 2023 sei zu spät 
eingegangen.
Aufgrund dieser falschen Tatsachen setzt der Absender einen Verspätungszuschlag fest und beruft 
sich dabei auf die Steuergesetzgebung. Auffällig ist zudem, dass der Adressat in der Anrede nicht 
namentlich angesprochen wird - die Schreiben beginnen mit "Sehr geehrte Steuerzahlerin und sehr 
geehrter Steuerzahler".
Hinweis: Solch allgemeine Anreden sind oft schon ein Hinweis auf Fälschungen. Das Finanzamt 
kennt den Namen und die Identifikationsnummer des Empfängers und verwendet diese in seiner 
Kommunikation.
Die zweite Seite der gefälschten Schreiben soll eine Rechnung darstellen. Der Leser wird aufgefor-
dert, 350,11 EUR auf ein Konto zu überweisen. Auf der vermeintlichen Rechnung ist ein QR-Code 
zu finden, der vermutlich auf eine betrügerische Website von Cyberkriminellen führt. Zudem wird 
starker Druck aufgebaut, indem erklärt wird, dass der Empfänger nur zwei Tage Zeit habe, um die 
Überweisung zu tätigen. Sollte keine Zahlung erfolgen, würden den Adressaten weitere finanzielle 
Strafen drohen; auch von Pfändung ist die Rede.
Bei den Kontoangaben fällt auf, dass es sich nicht um eine deutsche Kontoverbindung handelt. Die 
IBAN deutscher Konten beginnt immer mit der Buchstabenkombination "DE". Auf dem Betrugs-
schreiben beginnt die Kontoverbindung indes mit "ES" - was für Spanien steht.

Hinweis: Die Steuerbehörden würden eine Zahlung niemals auf ein ausländisches Konto und nicht 
innerhalb von zwei Tagen einfordern. Auch mit einer Pfändung würden echte Finanzämter nicht 
vorschnell drohen. Betrügerische Schreiben lassen sich zudem entlarven, indem die eigene Identifi-
kationsnummer oder Steuernummer mit den im Brief gemachten Angaben verglichen wird. Steuer-
zahler sollten wissen, dass ausnahmslos das örtliche Finanzamt für die Einkommensteuerveranla-
gung zuständig ist; das BZSt hat andere Aufgaben. Wer eine Fälschung vermutet, sollte sein zustän-
diges Finanzamt kontaktieren.
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